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79 011.10 Parlamentarische Vorstösse  

 

Einführung des Instruments der Richtlinienmotion für den GGR Spiez / Motion 
FS/GLP-Fraktion (Evelyn Coleman Brantschen) 
 
Ausführungen des Gemeinderats 
 
Jolanda Brunner: Die Unterlagen des Gemeinderates sind bekannt. Die Motionärin hat ein Argu-
mentarium zu Richtlinienmotionen versandt. Dieses Argumentarium könnte etwas verwirrend sein. 
Im Grossen Rat kann mit einer Richtlinienmotion der Regierungsrat beauftragt werden, einen Er-
lass, ein Geschäft oder eine Massnahme zu ergreifen oder einen Bericht vorzulegen. Soweit der 
Grosse Rat entscheiden kann, handelt es sich um eine normale Motion und hat Weisungscharak-
ter (wie hier in Spiez). Soweit aber der Regierungsrat abschliessend zuständig ist, übernimmt die 
Motion den Charakter einer Richtlinie. Hier ist es nicht so gemeint, dass eine Richtlinie eingehalten 
werden muss. Sie hat eine wegweisende Funktion. Deshalb ist es ganz wichtig festzuhalten, dass 
der Regierungsrat einen relativ grossen Spielraum hat hinsichtlich des Grades der Zielerreichung 
einer Richtlinienmotion (einzusetzende Mittel, Modalitäten etc.). Die Entscheidverantwortung bleibt 
immer beim Regierungsrat. Er muss es nicht umsetzen. Bei der Stadt Bern ist es so, dass eine 
erheblich erklärte Motion mit Richtliniencharakter vom Gemeinderat innert zwei Jahren schriftlich 
zu begründen ist, inwieweit er ihr folgen will. Auch hier muss man nicht. Deshalb ist es wichtig 
festzuhalten, dass dem Gemeinderat mit einer Richtlinienmotion kein Auftrag zum Handeln erteilt 
werden kann. In diesem Sinn ist das Beispiel mit dem Aufräumen eines Zimmers nicht ganz richtig. 
Die Aufforderung mit einer Richtlinienmotion, den Gemeinderat zu beauftragen, das Zimmer aufzu-
räumen, bleibt dem Gemeinderat in seiner Kompetenz überlassen, ob, wie und wann er es tut. Er 
kann gute Gründe nennen, weshalb er es später macht oder anders als vorgestellt. Nein, der Ge-
meinderat muss das Zimmer nicht einmal aufräumen mit einer Richtlinienmotion. Der Gemeinderat 
hat das Thema eingehend diskutiert. Bei einer Überweisung der Motion darf man sich keine Illusi-
onen machen, dass der Gemeinderat zum Handeln verpflichtet werden kann. Das Thema wurde 
rechtlich bei Jürg Wichtermann, Geschäftsführer Verband Bernischer Gemeinden (VBG), abge-
klärt. Es ist klar, dass mit einer Richtlinienmotion dem Gemeinderat kein Auftrag erteilt werden 
kann. Es kann nur ausgelöst werden, wie der Gemeinderat in dieser Thematik vorgehen will. Es 
kann aber kein Auftrag erteilt werden. Diesem Aspekt muss man sich bewusst sein. Bei einer 
Überweisung einer Richtlinienmotion erlebt man sonst Enttäuschungen.  
 
 
Stellungnahme der Motionärin 
 
Evelyn Coleman Brantschen: Es ist ihr bewusst, dass es sich nicht um eine ganz einfache Mate-
rie handelt. Warum kam man auf die Idee von Richtlinienmotionen. Mit dem Faktenblatt der unech-
ten Motionen hat der Gemeinderat folgendes festgehalten: Ein Vorstoss, der den Gemeinderat 
verpflichten will, ein Geschäft aus dem Zuständigkeitsbereich des Gemeinderats vorzulegen oder 
eine Massnahme zu treffen, ist rechtswidrig. Mangels gesetzlicher Grundlage kann das Parlament 
den Gemeinderat nicht verpflichten. Deshalb hat der Gemeinderat begonnen, konsequent soge-
nannte unechte Motionen zu identifizieren und nicht mehr entgegenzunehmen. Dies war absolut 
richtig, da die Rechtsbasis gefehlt hat. Nun kann man auf zwei Wegen mit diesem Thema umge-
hen. Man kann dies so weiterführen, wie dies der Gemeinderat bereits macht, oder man kann die 
sogenannten unechten Motionen legalisieren. Dies hat der GGR als Parlament in der Hand. Eine 
Richtlinienmotion ist eine Form einer Motion, mit welcher der Gemeinderat zu einer Handlung auf-
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gefordert wird. Die Aufforderung ist da. Sie betrifft den Aufgabenbereich des Gemeinderats. Mit der 
Form von Richtlinienmotionen sollen aus unechten Motionen echte Richtlinienmotionen gemacht 
werden. Es ist eine Form einer Motion und heisst, dass es das stärkste parlamentarische Instru-
ment bleibt. Im Vorfeld wurde viel diskutiert, was eine Richtlinienmotion von einer Motion und ei-
nem Postulat unterscheidet. Beim Thema Kurzzeitvermietungen und deren Auswirkungen auf be-
zahlbaren Wohnraum für die einheimische Bevölkerung hat sie bei anderen Gemeinden verschie-
dene Massnahmen gefunden, welche bereits getroffen wurden (Zusammenstellung der Schweize-
rischen Arbeitsgemeinschaft für Berggebiete, SAB). Mit einer Motion könnte man verlangen, dass 
das Baureglement angepasst wird für die Einführung eines Mindestanteils an Erstwohnungen bei 
Neu- und Erweiterungsbauten. Bei einer Überweisung müsste der Gemeinderat eine entsprechen-
de Änderung des Baurgeglements vorbereiten. Mit einem Postulat kann der Gemeinderat beauf-
tragt werden, eine Registrierungspflicht von Airbnb-Objekten zu prüfen oder eine Planungszone 
einzuführen. Irgendwo in der Mitte bewegt sich die Richtlinienmotion. Hier geht es um Themen, bei 
welchen der Gemeinderat zuständig ist. Ein mögliches Beispiel wäre die Aufforderung, dass der 
Gemeinderat den Handlungsspielraum bei der Beschaffung von bezahlbarem Wohnraum für die 
einheimische Bevölkerung auslotet. Oder dass eine Arbeitsgruppe eingesetzt wird, welche weitere 
Lösungsvorschläge ausarbeitet. Oder dass ein konsequentes Monitoring eingeführt wird über die 
Angebote der Kurzzeitvermietungen. Dies ist der grosse Unterschied zwischen einer Richtlinien-
motion und einem Postulat. Mit diesem Instrument wird der Gemeinderat zu einem unmittelbaren 
Handeln aufgefordert. Es geht um eine direkte Umsetzung im Gegensatz zu einem Postulat, wo es 
um eine Prüfung geht. Die Frage, was eine Richtlinienmotion bringt, kann wie folgt beantwortet 
werden. Es ist absolut richtig, dass der Gemeinderat vom Inhalt einer Richtlinienmotion abweichen 
kann oder er kann sogar entscheiden, dass das Vorhaben nicht umgesetzt wird. Es ist nötig, dass 
es eine solche Regelung gibt. Dies ist die staatspolitische Hintertür, welche offengelassen wird, 
damit die Kompetenzen des Gemeinderates respektiert werden und die Gewaltenteilung gewahrt 
bleibt. Daraus zu schliessen, dass die Richtlinienmotion keine Wirkung hat, ist falsch. Es ist und 
bleibt eine Form von Motion. Das heisst, dass es sich um einen Vorstoss handelt, welcher von 
einer Mehrheit des Parlaments überwiesen wurde, als Auftrag an den Gemeinderat. Es kann auch 
sein, dass eine Richtlinienmotion im Sinne des Gemeinderats ist. In einem solchen Fall hat der 
Gemeinderat in seinem Handeln eine hohe politische Legitimation. Es kann aber auch sein, dass 
der Gemeinderat findet, es nicht das Gesuchte ist, welches mit dieser Richtlinienmotion gefordert 
wird. Auch in diesem Moment kann er sich nicht leichtfertig darüber hinwegsetzen und sagen, dass 
dies nicht ausgeführt wird. Er ist verpflichtet, Bericht zu erstatten und dem GGR schriftlich zu be-
gründen, warum er den Auftrag anders oder gar nicht ausführt. In diesem Sinn hat dieses Instru-
ment eine politische Wirkung. Bis zu einem gewissen Mass hat die Gemeindepräsidentin selbst 
den Beweis angetreten, dass eine solche Richtlinienmotion durchaus etwas auslöst. Es ist darum 
gegangen, wie mit den unechten Motionen umgegangen werden soll. Schliesslich waren sie un-
echt, wurden aber trotzdem überwiesen. Diese haben Eingang gefunden in die Tätigkeit des Ge-
meinderats. Der Gemeinderat hat das politische Mandat aufgenommen. Mit der Richtlinienmotion 
hätte man ein rechtlich abgesichertes und wirkungsvolles Instrument. Sie hofft, dass der Überwei-
sung der Motion zugestimmt werden kann. 
 
 
Fraktionssprecher 
 
Branka Fluri (SP): Die SP-Fraktion hat beschlossen, der Einführung einer Richtlinienmotion zuzu-
stimmen, damit möglichst viele Möglichkeiten zur Einflussnahme und Tätigkeiten des Gemeindera-
tes durch den GGR wieder ermöglicht werden können. Dass die Möglichkeit Motionen einzu-
reichen durch den Gemeinderat von einem auf den anderen Tag umgestossen wurden und zusätz-
lich bereits eingereichte Motionen einfach abgeschrieben werden sollen, hat sehr gestört. Dies 
mag zwar seine rechtliche Richtigkeit haben, dies wird nicht bestritten, aber es ist unschön, auch 
wenn der Gemeinderat das strategische Organ ist und die Strategie vorgibt. Es ist unschön, da 
letztendlich die Stimmberechtigten das letzte Wort haben. Diese sind das oberste Organ in einer 
Demokratie und der GGR als Parlament ist die direkte Vertretung der Stimmberechtigten. Der 
GGR ist zuständig für die Gesetzgebung. Deswegen spricht sich die SP-Fraktion dafür aus, alle 
Möglichkeiten zur Einflussnahme wahrzunehmen. Sie hat im Vorfeld die ehemalige Grossrätin und 
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langjährige Gemeinderätin Ursula Zybach gefragt, wie dies im Kanton Bern gehandhabt wurde, als 
sie noch Grossrätin war. Sie hat wie folgt geantwortet: Richtlinienmotionen werden im Kanton Bern 
so umgesetzt, wie es echte Motionen wären. Doch wenn man nicht genügend früh schaut, werden 
sie nur sehr reduziert beraten (nur zwei Minuten pro Fraktion und keine Einzelsprecher). Es ist 
deshalb sinnvoll, dies im Büro anzusprechen und zu schauen, dass diese anders beraten wird. 
Wichtig ist, dass Richtlinienmotionen im Kanton Bern so umgesetzt werden, wie es echte Motionen 
wären. Sie dankt der Motionärin und der FS/GLP-Fraktion für die Einreichung dieser Motion.  
 
 
Pascal Grünig (SVP): Dass Richtlinienmotionen wie normale Motionen behandelt werden sollen, 
findet er als Widerspruch. Kaum im GGR und schon wird man in seinem Handlungsspielraum be-
schnitten. Dass dies zu einem Unverständnis führt, kann er absolut nachvollziehen und verstehen. 
Jedoch ist die konsequente Ablehnung von unechten Motionen eine klare Richtigstellung der recht-
lichen Situation. Es handelt sich nicht um eine Einschränkung und es bestehen weiterhin verschie-
dene politische Möglichkeiten, seine Wünsche und Forderungen an den Gemeinderat zu übermit-
teln. Es braucht nicht mehr Möglichkeiten. Weiter bestehen Gefahren, mit solchen Richtlinienmoti-
onen. Die Gemeinde Steffisburg und die Stadt Thun haben solche Motionen abgelehnt. Die Gefahr 
des erhöhten administrativen Aufwandes und hohen Kosten für die Gemeinde bestehen, wenn 
unverbindliche Vorschläge schneller eingereicht und schneller überwiesen werden, als dies bei 
echten Motionen der Fall ist. Die Gefahr der faktischen Verbindlichkeit und falschen Vorstellungen, 
Vermischung der Gewaltenteilung etc. Die Motionärin beschreibt selbst in ihren nachgereichten 
Argumentationen und mündlich erwähnt, dass sich der Gemeinderat nicht leichtfertig über über-
wiesene Anträge hinwegsetzen kann. Es wird also Druck auf den Gemeinderat aufgebaut, ohne 
dass der Richtlinienmotionär und die Mitunterzeichnenden eine Verantwortung tragen. Der Ge-
meinderat hat einen Pseudo-Druck mit einem Auftrag ohne rechtliche Grundlage. Im Rahmen einer 
ähnlichen Motion im Jahr 2019 der Stadt Thun wurde Dr. Daniel Arn, ausgewiesener Experte im 
Gemeinderecht und damaliger Geschäftsführer des Verbandes für Bernische Gemeinden (VBG), 
zu diesem Thema befragt. Zitat aus seiner Antwort: Aus staatsrechtlicher Sicht erscheinen Richtli-
nienmotionen problematisch. Die Einführung von Richtlinienmotionen führt dazu, dass der Stadtrat 
(Legislative) vermehrt Entscheide zu Gegenständen fällt, die in der Zuständigkeit des Gemeinde-
rats liegen. Rechtlich sind diese Entscheide zwar nicht verbindlich, doch gilt es immer zu beachten, 
dass dem Entscheid eines legislativen Organs faktisch eine sehr hohe Verbindlichkeit hat. Die 
SVP-Fraktion wird dem Antrag des Gemeinderats zustimmen und die Motion somit nicht überwei-
sen.  
 
 
Lars Kolly (FDP): Es handelt sich um ein leidiges aber auch um ein interessantes Thema. Er hat 
am runden Tisch vom 13. Oktober 2025 über das Thema der unechten Motionen teilgenommen. 
Es wurde intensiv diskutiert, obschon wenig Leute anwesend waren. Zentral dabei war der Unmut, 
was mit den unechten Motionen passiert ist. Gemäss der jetzt vorliegenden Motion soll ein neues 
Instrument ermöglichen, eine Motion einzureichen ohne vorgängige Klärung der Kompetenzfrage. 
Die Frage der Gewaltentrennung wird nicht mehr in Betracht gezogen oder ignoriert. Die Gemein-
deschreiberei entscheidet anschliessend über die Behandlung der Motion, wenn sie in der Kompe-
tenz des GGR oder der Stimmberechtigten liegt oder ob sie als Richtlinienmotion behandelt wird, 
wenn sie in der Kompetenz des Gemeinderates ist. Genau hier stellt sich die Frage, ob die neue 
Richtlinienmotion zur neuen unechten Motion wird. Es scheint so. Bleibt die Kompetenz beim Ge-
meinderat, besteht kein verbindlicher Umsetzungsauftrag und zudem keine Möglichkeit einer an-
schliessenden Debatte im GGR. Der Gemeinderat kann entscheiden, nicht auf das Geschäft ein-
zugehen. Hier droht neuer Frust, welchen man bereits aus der Vergangenheit kennt. Mit einem 
Postulat besteht hingegen die Möglichkeit, Geschäfte, welche in der Kompetenz des Gemeinderats 
liegen, verbindlich prüfen zu lassen, inklusive Diskussion im GGR. Aus seiner Sicht ist dies wichtig 
genug, wenn diese parteiübergreifend unterzeichnet eingereicht werden. Sinnvoll wäre Transpa-
renz zu schaffen, wie dies Jolanda Brunner ausgeführt hat und eine klare Einführung über die Ab-
läufe von Motionen, Postulaten und andere parlamentarische Vorstösse zu Beginn der Legislatur 
und Hinweise dazu, wie diese formuliert werden müssen. So könnten Frustrationen schon von An-
fang an verhindert werden. 
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Bettina Flury (GS): Die GS-Fraktion wird das Anliegen der Motionärin unterstützen und spricht 
sich für die Einführung aus. Es werden absolut keine negativen Aspekte gesehen. Es handelt sich 
um ein Zwischenelement zwischen Postulat und Motion. Man ist sich auch bewusst, dass es in 
diesem Sinne kein verpflichtender Auftrag ist und auch die Kompetenzen des Gemeinderates nicht 
beeinflusst werden. Es sind sich alle bewusst, um was für ein Instrument es sich handelt. Es ist ein 
stärkeres Instrument als ein Postulat. Es ist nicht klar, warum man diesen Einflussbereich nicht 
einfach nutzt.  
 
 
Jolanda Brunner: Man hat heute bereits mehrere Male über unechte Motionen gesprochen und 
wie man damit umgeht. Man hat eine neue Legislatur und einen neuen Gemeinderat. Dieser ist der 
Ansicht, dass man das geltende Recht richtig anwendet. In Spiez wäre es nicht so wie beim Kan-
ton, dass man alle Motionen gleich behandelt. Dem Gemeinderat ist es extrem wichtig, dass der 
GGR weiss, von was gesprochen wird. Es wäre schon heute klar gewesen, dass eine Motion im 
Zuständigkeitsbereich des GGR liegen muss. Der Umgang mit den Motionen hat sich etwas ver-
wässert. Richtlinienmotion tönt wahnsinnig verlockend und eine Richtlinie gibt einen klaren Hin-
weis, in welche Richtung es gehen sollte. In diesem Sinne stimmt dies einfach nicht. Dem Ge-
meinderat war es wichtig, bewusst zu machen, dass Aufträge im Zuständigkeitsbereich des Ge-
meinderates durch den GGR nicht möglich sind.  
 
 
Allgemeine Diskussion 
 
Keine Wortmeldungen. 
 
 
Antrag Gemeinderat 
Dem Grossen Gemeinderat wird beantragt, die Motion nicht zu überweisen. 
 
 
Beschluss   (mit 17 : 17 Stimmen und 1 Enthaltung, mit Stichentscheid des Präsidenten) 

 
Der Grosse Gemeinderat von Spiez 
 
➢ auf Antrag des Gemeinderats 
➢ gestützt auf Art. 28 ff der Geschäftsordnung des Grossen Gemeinderats 
 
beschliesst: 
 
Die Motion wird überwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
NAMENS DES GEMEINDERATES 
Die Präsidentin Der Sekretär 
 
 
 
Jolanda Brunner Beat Graf 
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